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Sehr geehrte Rechtsanwälte/innen,

in der Verwaltungsstreitsache

 

14, Jan. 2619

en

—enjORCUBE.

Durchwahl Datum

030 9014-8020 9. Januar 2019

Intern 914-8020

Moritz Neujeffski ./. Bundesrepublik Deutschland

erhalten Sie hiermit eine Abschrift zur Kenntnisnahme und zur Stellungnahme auchzurKla-

geerwiderung vom 30. November 2018 binnen vier Wochen.

Mit freundlichen Grüßen

Der Berichterstatter

Dieses Schreiben ist ohne Unterschrift gültig, weil es mit einer Datenverarbeitungsanlageerstellt wurde.
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Anschrift: Sprechzeiten:

Kirchstraße 7 Montag, Dienstag und Donnerstag:

10557 Berlin Mittwoch und Freitag:

Fahrverbindungen: Telefon: 030 9014-0

08:30 bis 15:00 Uhr S-Bahn Bellevue Intern: 914-0

08:30 bis 13:00 Uhr U-Bahn Hansaplatz Telefax: 030 9014-8790

U-Bahn Turmstraße Internet: www.berlin.de/vg
Hinweise zum Datenschutz unter www.berlin.de/gerichte/verwaltungsgericht/service/datenschutz oder auf Anforderung
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Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin

An das HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97
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. 2. Kammer- REFERATIPROJEKT VB2

Kirchstraße 7 TEL +49 (0) 30 18 682-1249 (oder 682-0)
10557 Berlin Fax +49 (0) 30 18 682-2017

E-MAIL

DATUM 4. Januar 2019

VB2-0O 1346-VP/18/10005

2018/1038083
(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

- zweifach -

In der Verwaltungsstreitsache

Moritz Neujeffski ./. Bundesrepublik Deutschland

- VG2K 178.18 -

nehmen wir Bezug auf die richterliche Verfügung vom 7. Dezember 2018 - hier zugestellt am

10. Dezember 2018 - und ergänzen unseren Vortrag wie folgt:

Wie bereits in der Klageerwiderung vom 30. November 2018 ausgeführt, kommtes vorlie-

gend nicht darauf an, ob die Satzung zusätzlich als besondere „Rechtsvorschrift“ im Sinne

von $3 Nr. 4, 1. Alternative IFG anzusehenist, da die Verpflichtung zur Verschwiegenheit

und die Vertraulichkeit der Beratungen ein besonderes Amtsgeheimnis im Sinne von $ 3 Nr.

4, 4. Alternative IFG begründet.

Ein besonderes Amtsgeheimnis muss kein Amtsgeheimnis sein, das unmittelbar durch Gesetz

oder aufgrund eines Gesetzes angeordnetist: Denn das besondere Amtsgeheimnis ist vom

IFG in den in $ 3 Nr. 4 aufgeführten Ausschlussgründenals eigenständiger, dritter Aus-

schlussgrund nebenderersten Alternative, nämlich einer „durch Rechtvorschrift oder durch

die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum materiellen und organisatorischen Schutz von

Verschlusssachen geregelten Geheimhaltungs- oder Vertraulichkeitspflicht“, und auch neben

$ 1 Abs. 3 IFG, also den „Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über den Zugang zu amt-

lichen Informationen“, aufgeführt.

www.bundesfinanzministerium.de
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Unbeschadet dessen war die Beklagte auch befugt, die Satzung des wissenschaftlichen Beirats

beim Bundesministerium der Finanzen (im Weiteren: „Satzung‘“) zu erlassen. Grundlage für

den Erlass der Satzungist das in Art. 65 Satz 2 GG verankerte Ressortprinzip. Demnach sind

die Sach-, Organisation-, Personal- und Haushaltsfragen des jeweiligen Geschäftsbereichs

dem auf Vorschlag des Bundeskanzlers vom Bundespräsidenten ernannten Minister zur Ent-

scheidung übertragen. In die Organisationsbefugnis unterfällt beispielsweise auch die Frage,

ob ein wissenschaftlicher Beirat gegründet werden und ggfs. wie die Arbeit dieses wissen-

schaftlichen Beirats ausgestaltet sein soll. Diese Fragen werden - wie auch in diesem Fall er-

folgt - in einer durch die Beklagte erlassenen Satzung geregelt. Entsprechend wird und wurde

bereits seit dem Jahr 1971 wie aus Anlage K 7 ersichtlich auch die Frage der Vertraulichkeit

der Arbeit des Beirats geregelt.

Die Schlussfolgerungen des Klägers aus dem Vergleich der beiden Fassungen der Satzung

sind falsch. Es bedarf keiner Erklärung, dass beim Entwurf der Satzung von 1971 niemand an

Herausgabeansprüche nach dem IFG gedacht hat und daher in der damaligen Regelung nur

die Mitglieder des Beirats adressiert wurden. In Bezug auf die Beklagte sah man die Vertrau-

lichkeit ohnehin als gegebenan.

Entsprechend kam die Beklagte nunmehr zu der Auffassung, dass eine Anpassung der Sat-

zung im Sinne einer höheren Rechtsklarheit und Rechtssicherheit sinnvoll sei, um klarzustel-

len, dass ein Ausschlussgrund nach $ 3 Nr. 4 IFG vorliegt. Allerdings kann man davon ausge-

hen, dass auch eine Auslegungder „alten“ Regelung nur in diesem Sinne nachvollziehbar

erfolgen konnte. Hinsichtlich der Begründung des Bedürfnisses der Vertraulichkeit der Arbeit

des Beirats wird auf die Darstellung in der Klageerwiderung verwiesen.

Der vom Kläger aufgeworfene Einwand, die Verwaltung könnesich „durch kreative Entwick-

lung derartiger Informationsverweigerungsgründe aus eigener Machtvollkommenheit vom

IFGfreizeichnen“, ist in dieser Abstraktheit und Pauschalität ebenso richtig wie falsch. Natür-

lich entspricht es auch der Rechtsauffassung der Beklagten, dass die Verwaltung sich nicht

„aus eigener Machtvollkommenheit“ per se durch eine selbst erlassene Vorschrift der Anwen-

dung des IFG entziehen kann. Dies ist jedoch vorliegend nicht der Fall. Vielmehr hat die Be-

klagte bereits in ihrer Klageerwiderung ausführlich dargelegt, aus welchen Gründen es der

Vertraulichkeit in diesem speziellen Fall bedarf und daher auch befugt ist, eine solche Rege-

lung zu schaffen.

Im Auftrag

 


